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157 Öffentliche Ausschreibung nach § 9 UVgO 
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158 Öffentliche Ausschreibung nach § 9 UVgO 
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159 Öffentliche Zustellung eines Gewerbesteuerbescheides  
 

Der Gewerbesteuerbescheid vom 30.11.2020 über das Veranlagungsjahr 2018,,  Kassenzeichen 20.08524.8 für 
Herrn Jerzy Jozef Warzecha, Ohligser Straße 86 in 40764 Langenfeld , kann nicht zugestellt werden, weil der 
Steuerpflichtige mit unbekanntem Ziel verzogen ist. 

 
Der Bescheid wird auf dem Wege der öffentlichen Zustellung gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes 
für das Land Nordrhein Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) zugestellt. Hierdurch können Fristen in 
Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Die Benachrichtigung über die öffentliche Zustellung wird in der Zeit vom  30.11.2020 bis 14.12.2020 durch 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt Langenfeld Rhld. bekannt gemacht.  
 
Der vorbenannte Bescheid kann beim Bürgermeister der Stadt Langenfeld Rhld.  Referat Steuern und Abgaben, 
Zimmer 107, Konrad-Adenauer-Platz 1, 40764 Langenfeld, eingesehen werden. 
 

Sprechzeiten:    Montag – Freitag 8.00 – 12.00 Uhr  
Donnerstag 14.00 – 17.00 Uhr  
 

Gemäß § 10 Abs.2 LZG NRW gilt das Dokument als zugestellt, wenn seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind. 
 
Langenfeld, den 30.11.2020 
Der Bürgermeister  
Im Auftrag 

Gez. 

Stiehl 

 
 

160 Öffentliche Zustellung eines Gewerbesteuerbescheides  
 

Der Gewerbesteuerbescheid vom 30.11.2020 über das Veranlagungsjahr 2018, sowie der Bescheid über Zinsen zur 
Gewerbesteuer für das Jahr 2018,  Kassenzeichen 20.07663.5 für Herrn Nebojsa Brkic als Geschäftsführer der 
Firma APL AND WIN GmbH, Sichelstraße 33 in 70372 Stuttgart, kann nicht zugestellt werden, weil der 
Steuerpflichtige mit unbekanntem Ziel verzogen ist. 
 
Der Bescheid wird auf dem Wege der öffentlichen Zustellung gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes 
für das Land Nordrhein Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) zugestellt. Hierdurch können Fristen in 
Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Die Benachrichtigung über die öffentliche Zustellung wird in der Zeit vom  30.11.2020 bis 14.12.2020 durch 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt Langenfeld Rhld. bekannt gemacht.  
 
Der vorbenannte Bescheid kann beim Bürgermeister der Stadt Langenfeld Rhld.  Referat Steuern und Abgaben, 
Zimmer 107, Konrad-Adenauer-Platz 1, 40764 Langenfeld, eingesehen werden. 
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Sprechzeiten:    Montag – Freitag 8.00 – 12.00 Uhr  

Donnerstag 14.00 – 17.00 Uhr  
 

Gemäß § 10 Abs.2 LZG NRW gilt das Dokument als zugestellt, wenn seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind. 
 
 
Langenfeld, den 30.11.2020 
Der Bürgermeister  
Im Auftrag 
Gez. 
Stiehl 
 

 

161 Öffentliche Zustellung eines Haftungsbescheides 

 
Der Haftungsbescheid vom 30.11.2020 für Herrn Sami Söylemez, Am Wiembusch 9a in 58135 Hagen, kann nicht 
zugestellt werden, weil der Steuerpflichtige mit unbekanntem Ziel verzogen ist. 
 
Der Bescheid wird auf dem Wege der öffentlichen Zustellung gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) zugestellt. Hierdurch können Fristen in 
Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Die Benachrichtigung über die öffentliche Zustellung wird in der Zeit vom 30.11.2020 bis 14.12.2020 durch 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt Langenfeld Rhld. bekannt gemacht.  
 
Der vorbenannte Bescheid kann beim Bürgermeister der Stadt Langenfeld Rhld.  Referat Steuern und Abgaben, 
Zimmer 105, Konrad-Adenauer-Platz 1, 40764 Langenfeld, eingesehen werden. 
 
Sprechzeiten:    Montag – Freitag 8.00 – 12.00 Uhr  

Donnerstag 14.00 – 17.00 Uhr  
 

Gemäß § 10 Abs.2 LZG NRW gilt das Dokument als zugestellt, wenn seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind. 
 
 
Langenfeld, den 30.11.2020 
Der Bürgermeister  
Im Auftrag 
gez. Weber 
 
 

162 Öffentliche Bekanntmachung des Umlegungsausschusses der Stadt Langenfeld 
Rhld. gemäß § 50 Baugesetzbuch 
 

 
I. Umlegungsbeschluss 

 
Der Rat der Stadt Langenfeld Rhld. hat in seiner Sitzung am 24.03.2020 gemäß § 46 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.08.2020 
(BGBl. I S. 1728), für einen Teil der im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „B 33 An der Landstraße“ sowie der 
„1. Änderung des Bebauungsplanes B-33 An der Landstraße“ gelegenen Grundstücke die Umlegung angeordnet. 
 
Das Umlegungsgebiet liegt im Westen des Stadtgebietes im Ortsteil Berghausen und wird von den umliegenden 
Straßen Treibstraße, Düsseldorfer Straße (L 219), An der Landstraße und Blumenstraße eingefasst. 
 
Die Grenzen des Umlegungsgebietes werden im Wesentlichen wie folgt gebildet:  
 
Im Norden: Die Treibstraße Hausnummer 2 bis 22  

https://dejure.org/BGBl/2004/BGBl._I_S._2414
https://dejure.org/BGBl/2020/BGBl._I_S._1728
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Im Osten: Die Düsseldorfer Straße 196 bis Hausnummer 232 
 
Im Süden: Die südöstliche und westliche Grenze des Grundstücks Düsseldorfer Straße 196, Gemarkung 

Berghausen, Flur 13, Flurstück 181 sowie im weiteren nordwestlichen Verlauf die westliche Grenze 
des Flurstücks 180. 

  
 Die südöstliche Grenze des Grundstücks Gemarkung Berghausen, Flur 13, Flurstück 955 von dort in 

südwestliche Richtung den Orchideenweg querend.  
   

Die südliche Grenze des Grundstücks Gemarkung Berghausen, Flur 13, Flurstück 963. 
 
Die südöstliche und westliche Grenze des Grundstücks Gemarkung Berghausen, Flur 13, Flurstück 
988 von dort in nordwestliche Richtung den Geranienweg querend. 
 
Die nördliche Grenze des Grundstücks Gemarkung Berghausen, Flur 13, Flurstück 984 bis zur 
Einmündung Jacob-Rosellen-Weg. 
 
Die westliche Grenze des Grundstücks Gemarkung Berghausen, Flur 13, Flurstück 1004 bis zum 
Jacob-Rosellen-Weg 17. 
 
Die südliche Grenze des Grundstücks Gemarkung Berghausen, Flur 13, Flurstück 997. 

 
Im Westen: Die Blumenstraße 21 bis Hausnummer 51 
 
Der Umlegungsausschuss der Stadt Langenfeld Rhld. beschließt aufgrund des § 47 Baugesetzbuch (BauGB) die 
Einleitung der Umlegung für die nachfolgend aufgeführten Grundstücke: 
 
Gemarkung Berghausen, Flur 13, Flurstücke: 
  
18, 20, 33 bis 37, 55 bis 57, 143, 145, 151, 153, 155, 161, 166, 180, 181, 186 bis 189, 193, 199, 235, 239, 241, 313, 
314, 323 bis 325, 327,328, 337 bis 339, 349, 352, 353, 355, 356, 360, 674, 682, 821 bis 823, 862, 863, 867, 868, 
897 bis 900, 905 bis 908, 910, 912, 913, 914, 916, 918, 919, 955, große Teilfläche aus 956, 963, 982, 983, 
überwiegend große Teilfläche aus 984, 985, 987, 988, eine kleine Teilfläche aus 989, 992, 997, 999,1000, 1001, 
1004 bis 1006, 1050 bis 1053, 1056 bis 1058, 1061, 1062, 1065, 1072, 1073, 1078 bis 1081, 1085, 1086 
 
 
Das Gebiet erhält die Bezeichnung „U XVIII B-33 An der Landstraße“. 
 
 
Begründung: 
 
Der nördliche Teilbereich des Bebauungsplans B-33 An der Landstraße, rechtsverbindlich seit dem 15.10.2012 ist nur 
zur verwirklichen, wenn eine Neuordnung der Grundstücke in eigentumsrechtlicher Hinsicht vorgenommen wird. 
 
Die Begründung für die Notwendigkeit der Durchführung des Umlegungsverfahrens ergibt sich auch aus der 
Anordnung der Umlegung, die der Rat der Stadt Langenfeld in seiner Sitzung am 24.03.2020 beschlossen hat. 
 
In der am 20.04.2020 durchgeführten Anhörung gemäß § 47 BauGB zeigte sich, dass eine freiwillige Umlegung auf 
privatrechtlicher Basis nicht zu erreichen ist. 
 
Insofern kann die Schaffung zweckmäßig und bebauungsfähiger Grundstücke nur über das gesetzliche 
Umlegungsverfahren erreicht werden. 
 
 
Dieser Umlegungsbeschluss wird hiermit gemäß § 50 Abs. 1 BauGB bekannt gemacht. 

 
II. Beteiligte 

 
Im Umlegungsverfahren sind nach § 48 Abs. 1 BauGB beteiligt: 
 
1. die Eigentümer der im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstücke, 
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2. die Inhaber eines im Grundbuch eingetragenen oder durch Eintragung gesicherten Rechts an einem im 

Umlegungsgebiet gelegenen Grundstück oder an einem das Grundstück belastenden Recht, 
 
3. die Inhaber eines nicht im Grundbuch eingetragenen Rechts an dem Grundstück oder an einem das Grundstück 

belastenden Recht, eines Anspruchs mit dem Recht auf Befriedigung aus dem Grundstück oder eines 
persönlichen Rechts, das zum Erwerb, zum Besitz oder zur Nutzung des Grundstücks berechtigt oder den 
Verpflichteten in der Benutzung des Grundstücks beschränkt, 

 
4. die Stadt Langenfeld Rhld., 
 
5. unter den Voraussetzungen des § 55 Abs. 5 BauGB die Bedarfsträger und 
 
6. die Erschließungsträger. 
 
Die unter Nr. 3 bezeichneten Personen werden zu dem Zeitpunkt Beteiligte, in dem die Anmeldung ihres Rechts dem 
Umlegungsausschuss der Stadt Langenfeld Rhld. zugeht. Die Anmeldung kann bis zur Beschlussfassung über den 
Umlegungsplan (§ 66 Abs. 1 BauGB) erfolgen (§ 48 Abs. 2 BauGB). Bestehen Zweifel an einem angemeldeten Recht, 
so wird der Umlegungsausschuss der Stadt Langenfeld Rhld. dem Anmeldenden unverzüglich eine Frist zur 
Glaubhaftmachung seines Rechts setzen. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist ist er bis zur Glaubhaftmachung seines 
Rechts nicht mehr zu beteiligen (§ 48 Abs. 3 BauGB).  
 
Die Inhaber von Rechten, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am Umlegungsverfahren 
berechtigen, werden hiermit aufgefordert, diese Rechte innerhalb eines Monats nach Bekanntmachung dieses 
Beschlusses beim Umlegungsausschuss der Stadt Langenfeld Rhld., Geschäftsstelle, Zimmer 282, Konrad-Adenauer-
Platz 1, 40764 Langenfeld, anzumelden (§ 50 Abs. 2 BauGB). Der Beschluss gilt dabei am Tage nach seiner 
ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. 
 
Werden Rechte erst nach Ablauf dieser Frist angemeldet oder nach Ablauf der nach § 48 Abs. 3 BauGB gesetzten 
Frist glaubhaft gemacht, so muss ein Berechtigter die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gegen sich gelten 
lassen (§ 50 Abs. 3 BauGB). 
 
Der Inhaber eines aus dem Grundbuch nicht ersichtlichen Rechts, das zur Beteiligung am Umlegungsverfahren 
berechtigt, muss die Wirkung eines vor der Anmeldung eingetretenen Fristablaufs ebenso gegen sich gelten lassen 
wie der Beteiligte, dem gegenüber die Frist durch Bekanntmachung des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt 
worden ist (§ 50 Abs. 4 BauGB). 
 
 

III. Wechsel 
 
Wechselt die Person eines Beteiligten während des Umlegungsverfahrens, so tritt sein Rechtsnachfolger in dieses 
Verfahren in dem Zustand ein, in dem es sich im Zeitpunkt des Übergangs des Rechts befindet (§ 49 BauGB). 
 
 

IV. Genehmigungen 
 
Von der Bekanntmachung dieses Umlegungsbeschlusses bis zur Bekanntmachung nach § 71 BauGB dürfen im 
Umlegungsgebiet aufgrund der Verfügungs- und Veränderungssperre gemäß § 51 Abs. 1 BauGB nur mit schriftlicher 
Genehmigung des Umlegungsausschusses der Stadt Langenfeld Rhld. 
 
1. ein Grundstück geteilt oder Verfügungen über ein Grundstück und über Rechte an einem Grundstück getroffen 

oder Vereinbarungen abgeschlossen werden, durch die einem anderen ein Recht zum Erwerb, zur Nutzung 
oder Bebauung eines Grundstücks oder Grundstücksteils eingeräumt wird, oder Baulasten neu begründet, 
geändert oder aufgehoben werden; 

 
2. erhebliche Veränderungen der Erdoberfläche oder wesentlich wertsteigernde sonstige Veränderungen der 

Grundstücke vorgenommen werden; 
 
3. nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtige, aber wertsteigernde bauliche Anlagen errichtet 

oder wertsteigernde Änderungen solcher Anlagen vorgenommen werden; 
 
4. genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtige bauliche Anlagen errichtet oder geändert werden. 
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Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden sind, Vorhaben, von 
denen die Stadt Langenfeld Rhld. nach Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt hat und mit deren 
Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte begonnen werden dürfen, sowie 
Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung werden von der Veränderungssperre 
nicht berührt (§ 51 Abs. 2 BauGB). 
 
Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn Grund zu der Annahme besteht, dass das Vorhaben die 
Durchführung der Umlegung unmöglich machen oder wesentlich erschweren würde. § 22 Abs. 5 Satz 2 bis 5 BauGB 
ist entsprechend anzuwenden (§ 51 Abs. 3 BauGB). 
 
Die Genehmigung kann unter Auflagen und außer bei Verfügungen über Grundstücke und über Rechte an 
Grundstücken auch unter Bedingungen oder Befristungen erteilt werden. Wird die Genehmigung unter Auflagen, 
Bedingungen oder Befristungen erteilt, ist die hierdurch betroffene Vertragspartei berechtigt, bis zum Ablauf eines 
Monats nach Unanfechtbarkeit der Entscheidung vom Vertrag zurückzutreten. Auf das Rücktrittsrecht sind die §§ 346 
bis 349 und 351 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) entsprechend anzuwenden (§ 51 Abs. 4 BauGB). 
 

V. Vorkaufsrecht 
 
Der Stadt Langenfeld Rhld. steht gemäß § 24 Abs. 1 Nr. 2 BauGB ein Vorkaufsrecht zu beim Kauf von Grundstücken, 
die in das Umlegungsverfahren einbezogen sind. 
 

 
VI. Umlegungsvermerk 

 
Zur Unterrichtung des Rechtsverkehrs während des Umlegungsverfahrens teilt der Umlegungsausschuss der Stadt 
Langenfeld Rhld. dem zuständigen Grundbuchamt die Einleitung des Umlegungsverfahrens mit und veranlasst nach 
§ 54 Abs. 1 BauGB, in die Grundbücher der betroffenen Grundstücke einzutragen, dass das Umlegungsverfahren 
eingeleitet ist (Umlegungsvermerk).  
 

VII. Rechtsmittel 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Der Umlegungsbeschluss des Umlegungsausschusses vom 08.09.2020 gilt am Tage nach seiner ortsüblichen 
Bekanntmachung als bekannt gegeben. 
  
Der Umlegungsbeschluss kann gemäß § 217 BauGB innerhalb von sechs Wochen seit der ortsüblichen 
Bekanntmachung durch Antrag auf gerichtliche Entscheidung angefochten werden. Über den Antrag entscheidet das 
Landgericht Düsseldorf, Kammer für Baulandsachen. Der Antrag ist schriftlich oder zur Niederschrift beim 
Umlegungsausschuss der Stadt Langenfeld Rhld., Geschäftsstelle, Konrad-Adenauer-Platz 1, 40764 Langenfeld, 
Zimmer 282, einzureichen. 
 
Der Antrag muss den Verwaltungsakt bezeichnen, gegen den er sich richtet. Er soll die Erklärung, inwieweit der 
Verwaltungsakt angefochten wird, und einen bestimmten Antrag enthalten. Er soll die Gründe sowie die Tatsachen 
und Beweismittel angeben, die zur Rechtfertigung des Antrages dienen. Falls die Frist durch das Verschulden eines 
Bevollmächtigten oder eines Vertreters versäumt werden sollte, so würde dessen Verschulden dem vertretenen 
Berechtigten zugerechnet werden. 
 
 
Langenfeld Rhld.,  
Der Vorsitzende 
Gez. 
Hanheide 
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Übersichtsplan 
„Umlegungsgebiet Langenfeld XVIII An der Landstraße“: 

 

 
 
 

163 Tagesordnung für die 2. Sitzung des Rates der Stadt Langenfeld am Dienstag, 08. 
Dezember 2020, 18:00 Uhr, in der Schützenhalle Langenfeld-Richrath 
 

Tagesordnung: 
 
 Öffentliche Sitzung 
 

1 Eröffnung der Sitzung 
 

 

2 Einwohnerfragestunde (Höchstdauer 30 Minuten) 
 

 

3 Anmerkungen zur Niederschrift über die letzte Sitzung 
 

 

4 Bericht über die Ausführung der Beschlüsse 
 

 

5 Mitteilungen des Bürgermeisters  
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6 Anregungen gem. § 24 GO NRW 

 
 

6.1 Anregung gem. § 24 GO NRW - Bürgerhaus Wiescheid  
 

17/89 

6.2 Anregung gem. § 24 GO NRW - 30er-Piktogramme auf der Beethovenstraße  
 

17/90 

7 Wahl der Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk Langenfeld I  
 

17/76 

8 Demografiebericht 2020 
 

17/88 

9 
 

Integrationsbericht 2020 17/97 

10 Produktbericht „Eckwert“ für die Berichtsperiode 01.01.-31.08.2020 
 

17/56 

11 Bericht des Kämmerers über die finanzielle Lage nach § 2 Abs. 2 NKF-COVID-19-
Isolierungsgesetz – NKF-CIG 
 

17/96 

12 Übersicht über den Stand der nicht ausgeschöpften Haushaltsermächtigungen im 
Haushaltsjahr 2020 
 

17/95 

13 Haushaltssatzung und Haushaltsplan der Stadt Langenfeld für das Haushaltsjahr 2021 
 

 

14 Satzung über die Hebesätze der Stadt Langenfeld Rhld. für die Realsteuern 
 

17/28 

15 Überplanmäßiger Mittelbedarf 
 

17/92 

16 Hilfs- und Unterstützungsmaßnahmen der Stadt Langenfeld in der Corona-Pandemie 
 

17/58 

17 Beteiligungsbericht 2019 
 

17/94 

18 Wirtschaftsplan 2021 der Schauplatz Langenfeld GmbH 
 

17/55 

19 Erlass einer Satzung der Stadt Langenfeld Rhld. über die Erhebung von 
Erschließungsbeiträgen 
 

17/36 

20 Erlass einer Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG für straßenbauliche 
Maßnahmen der Stadt Langenfeld Rhld. 
 

17/37 

21 Erlass einer 21. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallwirtschaft 
und Abfallentsorgung in der Stadt Langenfeld Rhld. 
 

17/31 

22 Erlass einer 40. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Stadt 
Langenfeld Rhld. 
 

17/30 

23 Erlass einer 4. Nachtragssatzung zur Hundesteuersatzung der Stadt Langenfeld Rhld. vom 
22.05.2001. 
 

17/35 

24 Änderung der Sondernutzungssatzung  
 

17/71 

25 Feststellung des Jahresabschlusses 2019 der Stadt Langenfeld/Rhld. und Beschluss über die 
Verwendung des Jahresüberschusses 2019 
 

17/73 

26 Entlastung des Bürgermeisters der Stadt Langenfeld/Rhld. für das Haushaltsjahr 2019 
 

17/81 

27 Bebauungsplan "W-15 Elberfelder Straße / Gravenberger Weg" 
- Beratung über das Ergebnis der öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB, 
Satzungsbeschluss - 
 

17/2 

28 7. Berichtigung des Flächennutzungsplanes zur Anpassung an die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes "W-15 Elberfelder Straße / Gravenberger Weg" 
 
 

17/3 
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29 Vereinfachte 4. Änderung des Bebauungsplanes "I-34 Kaisersbusch" 
- Aufstellungsbeschluss, Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB, Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB - 
 

17/4 

30 3. Änderung des Bebauungsplanes "Ri-20 Industriegebiet Haus Gravener Straße / 
Winkelsweg" 
- Aufstellungsbeschluss, Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB - 
 

17/5 

31 Widmung von Straßen für den öffentlichen Verkehr 
 

17/9 

32 Einrichtung eines Naturerfahrungsraums auf der Fläche „Möncherderweg“ in Langenfeld-
Immigrath.  
 

17/10 

33 Darum Klimaschutz 
- Bericht 2020 und Planung 2021 
 
 

17/11 

34 Prüfung der Gültigkeit der Bürgermeisterwahl und der Gemeinderatswahl vom 13. September 
2020 
 

17/38 

35 Einspruch gem. §27 Abs. 11 GO i.V.m. § 39 KWahlG gegen die Integrationsratswahl von den 
Listenmitgliedern der DTI 
 

17/72 

36 Prüfung der Gültigkeit der Integrationsratswahl vom 13. September 2020 
 
 

17/62 

37 Ausschuss-, Gremienbesetzung und -umbesetzung 
 

 

37.1 Ausschussbesetzung - Schulausschuss 
 

17/77 

37.2 Besetzung der Ausschüsse und Gremien - Verwaltungsmitarbeiter 
 

17/93 

38 Anträge 
 

 

39 Anfragen 
 

 

 
Nichtöffentliche Sitzung 
 

1 Eröffnung der Sitzung 
 

 

2 Anmerkungen zur Niederschrift 
 

 

3 Bericht über die Ausführung der Beschlüsse 
 

 

4 Mitteilungen des Bürgermeisters 
 

 

5 Namen-Zuordnungslisten zu den Bauleitplänen 
 

 

6 Ankauf von landwirtschaftlichen Flächen 
 

17/50 

7 Mitteilungen und Anfragen 
 

 

 
 
 
 
 


